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Sind alle Stockwerkeigentümer 
gleich zu behandeln?
lic.iur. Mathias Birrer, Rechtsanwalt, Luzern

Sachverhalt
Das Bundesgericht hatte den Fall einer städ-
tischen Gemeinschaft zu entscheiden. Die 
Stockwerkeigentümer nutzten ihre Einheiten 
teils zu Wohn-, teils zu Gewerbezwecken. Die 
Fassade der gemeinschaftlichen Liegenschaft 
wurde von mehreren Eigentümern zu Rekla-
mezwecken genutzt. Im Jahr 2000 stellte die 
spätere Klägerin gegenüber der Stockwerkei-
gentümergemeinschaft das Begehren, für 

tragte an der nächsten Stockwerkeigentü-
merversammlung daher, im Rahmen des 
Gleichbehandlungsgebots sei allen Stockwerk-
eigentümern das unentgeltliche Anbringen 
von Schaukästen, Markisen, Reklamen und 
Werbeauftritten zu gestatten. Die Versamm-
lung lehnte diesen Antrag ab. Die Klägerin 
focht den entsprechenden Beschluss bei den 
zuständigen kantonalen Gerichten mit der 
Begründung an, er verletze das Gleichbe-
handlungsgebot. Die Verletzung dieses Ge-
bots bestand nach Auffassung der Klägerin 
darin, dass nicht alle Stockwerkeigentümer 
für die Nutzung der Fassade zu Reklamezwe-
cken ein Entgelt an die Gemeinschaft zu lei-
sten hatten. Die beiden kantonalen Instanzen 
wiesen die Anfechtung ab. Das Bundesgericht 
bestätigte nun diese Urteile letztinstanzlich. 

Vor beinahe zwanzig Jahren war das Bundesgericht erstmals mit der Frage 
konfrontiert, ob alle Stockwerkeigentümer einer Gemeinschaft gleich be-
handelt werden müssten. Es liess die Frage damals offen. Nun hatte das 
Bundesgericht erneut Gelegenheit, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. In 
einem wegweisenden Urteil vom 16. Juni 2005 (5C.40/2005) bejahte es die 
Geltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes – allerdings in Schranken.

ihre Galerie an der Aussenfassade einen 
Schaukasten anbringen zu dürfen. Sie war 
bereit, hierfür ein Entgelt zu leisten. Die Ge-
meinschaft kam ihrem Begehren gegen Ent-
richtung eines Entgelts nach. Gut ein Jahr 
später stellte die Klägerin fest, dass der Ei-
gentümer des Ladenlokals, der seit jeher über 
einen Schaukasten an der Aussenfassade 
verfügte, hierfür keine Abgabe an die Gemein-
schaft zu bezahlen hatte. Die Klägerin bean-
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Mehrmalige Beschlussfassung über 
dieselbe Sache grundsätzlich möglich
Zunächst hatte das Bundesgericht die Frage 
zu beantworten, ob die Klägerin den Be-
schluss der Stockwerkeigentümerversamm-
lung überhaupt anfechten konnte, nachdem 
sie gegenüber der Gemeinschaft zwei Jahre 
zuvor selber die Nutzung der Fassade ge-
gen Entgelt beantragt hatte. Das Bundesge-
richt sprach der Klägerin das Recht zur An-
fechtung des Beschlusses zu. Es hielt dabei 
fest, dass sich die Wirkung von Beschlüssen 
der Stockwerkeigentümergemeinschaft 
nach Vereinsrecht richten würde und dass 
einmal gestellte Anträge deshalb jederzeit 
und voraussetzungslos widerrufen oder 
abgeändert werden könnten. Zur Auffas-
sung der Beklagten, die Rechte der Kläge-
rin könnten schon daher nicht verletzt sein, 
weil sie selber die entgeltliche Nutzung der 
Fassade beantragt und dem entspre-
chenden Beschluss auch zugestimmt hatte, 
nahm das Bundesgericht nicht weiter Stel-
lung. Die Frage, ob ein querulatorischer 
Stockwerkeigentümer die Gemeinschaft 
mehrmals zur Beschlussfassung über ein 
und denselben Antrag bzw. gar über sich 
widersprechende Begehren verhalten kann, 
bleibt somit offen. 

Die Gemeinschaft ist in ihrer Be-
schlussfassung nicht absolut frei
In seinem Urteil führte das Bundesgericht 
aus, die Anfechtung könne nicht zum Zweck 
haben, die Angemessenheit und Zweckmä-
ssigkeit der Beschlüsse der Stockwerkei-
gentümergemeinschaft zu überprüfen. Die-
se Klarstellung des Bundesgerichts hat aber 
keineswegs die absolute Freiheit der Stock-
werkeigentümerversammlung in der Be-
schlussfassung zur Folge. 

Im zu beurteilenden Fall hatte die Gemein-
schaft nach Ansicht des Bundesgerichts das 
Rechtsmissbrauchsverbot allerdings nicht 
verletzt. Verschiedene Mitglieder der beklag-
ten Stockwerkeigentümergemeinschaft, de-
nen ursprünglich als Wohnung gedachte Ein-
heiten gehören, die sie heute aber zu Ge-
werbezwecken nutzen, hatten nämlich wie 
die Klägerin an der Gebäudefassade Rekla-
meeinrichtungen (Leuchtschriften und 
Schaukästen) angebracht. Sie alle bezahlen 
dafür jedes Jahr einen Beitrag an die Ge-
meinschaft. Einzig der Eigentümer des La-
denlokals ist von der Beitragspflicht befreit. 
Die Mehrheit der Stockwerkeigentümer hat-
te mit ihrem Beschluss somit entgegen ihren 
Interessen einem einzigen Minderheitsei-
gentümer eine Vorzugsbehandlung zukom-
men lassen. Sie hatte der Klägerin als Min-
derheit aber nicht ihre eigenen Interessen 
aufgezwungen. Gemäss dem Bundesgericht 
handelte die beklagte Stockwerkeigentü-
mergemeinschaft somit nicht rechtsmiss-
bräuchlich.

Das Bundesgericht stellte nämlich zunächst 
fest, dass die Bestimmungen über das Stock-
werkeigentum (Art. 712a ff. ZGB zum Teil in 
Verbindung mit dem Miteigentums- und Ver-
einsrecht) in verfahrensmässiger Hinsicht 
mehrere Vorschriften enthalten würden, 
welche die Gleichheit der Stockwerkeigen-
tümer gewährleisten und den Machtmiss-
brauch durch die Mehrheit verhindern sol-
len. Allerdings sei in der Gemeinschaft 
grundsätzlich der Wille der Mehrheit aus-
schlaggebend. Mit dem Eintritt in die Stock-
werkeigentümergemeinschaft unterwerfe 
sich jeder Eigentümer diesem Grundsatz 
und anerkenne, dass die Mehrheit auch dann 
bindend entscheide, wenn sie nicht seinem 
Willen entsprechende Lösungen treffe. In 
materieller Hinsicht lasse sich den Bestim-
mungen des Stockwerkeigentumsrechts 
zwar kein auf den Inhalt der Beschlüsse be-
zogenes allgemeines Rechtsmissbrauchs-
verbot und Gleichbehandlungsgebot entneh-
men. Ein solches ergebe sich aber – so das 
Bundesgericht – aus dem Verweis des Stock-
werkeigentumsrechts auf das Vereinsrecht 
(Art. 712m Abs. 2 ZGB). Art. 75 ZGB sehe 
nämlich die Anfechtbarkeit gesetzesverlet-
zender Beschlüsse vor. Unter dem Gesetz im 
Sinne von Art. 75 ZGB sei die ganze Rechts-
ordnung zu verstehen. Hierzu würden auch 
die aus Art. 2 ZGB abgeleiteten Grundsätze 
des Rechtsmissbrauchsverbots und des 
Gleichbehandlungsgebots gehören. 

Es stellt sich daher die Frage, welche kon-
kreten Konsequenzen sich daraus für Stock-
werkeigentümergemeinschaften ergeben. 

Das Rechtsmissbrauchsverbot in der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft 
Rechtsmissbräuchlich handelt, wer von 
mehreren in etwa gleichwertigen Möglich-
keiten, die ihm zur Ausübung eines Rechts 
offen stehen, ohne sachlichen Grund gerade 
diejenigen wählt, welche für einen anderen 
besondere Nachteile mit sich bringt. Bei kör-
perschaftlich organisierten Personenverbän-
den – wozu auch die Stockwerkeigentümer-
gemeinschaft gehört – hat das Gebot scho-
nender Rechtsausübung eine besondere 
Ausprägung zugunsten der Minderheit er-
fahren. Es gebietet, dass die zuständige 
Mehrheit die ihr eingeräumte Macht im Hin-
blick auf entgegen gesetzte Interessen der 
Minderheit nicht missbrauchen darf, indem 
sie diese ohne sachlichen Grund verletzt. 
Dieser Grundsatz gilt gemäss Bundesgericht 
auch in der Stockwerkeigentümergemein-
schaft. 
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Das Gleichbehandlungsgebot in der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft
Dem Gleichbehandlungsgebot könne sich 
die Stockwerkeigentümergemeinschaft auf-
grund ihrer Körperschaftsähnlichkeit nach 
Ansicht des Bundesgerichts nicht verschlies-
sen. Allerdings dürfe die Freiheit der für ei-
nen Beschluss zuständigen Mehrheit durch 
das Anfechtungsrecht eines einzelnen Stock-
werkeigentümers nicht leichthin beschränkt 
werden. Der Respekt vor dem Mehrheits-
prinzip rufe vielmehr nach einer gewissen 
Zurückhaltung bei der Überprüfung solcher 
Beschlüsse. Deshalb seien Unterschei-
dungen zwischen Stockwerkeigentümern 
daher zulässig und oftmals nötig. Eine Unter-
scheidung verstosse – so das Bundesgericht 
– erst dann gegen das Gleichbehandlungsge-
bot, wenn es dafür keinen sachlichen Grund 
gebe. Zudem müsse die nicht gerechtfertigte 
Ungleichbehandlung ein gewisses erheb-
liches Mindestmass erreichen.

Diese Voraussetzungen waren im zu beurtei-
lenden Fall nicht erfüllt. Dem Reglement der 
betroffenen Gemeinschaft liess sich nämlich 
entnehmen, dass Einheit Nr. 1, welche für 
ihre Reklamevorrichtungen kein Entgelt an 
die Gemeinschaft zu entrichten hatte, «als 
Laden, resp. Café oder Restaurantbetrieb» 
konzipiert ist. Die anderen Stockwerkein-
heiten Nr. 2 bis Nr. 5 dürfen dagegen «nur als 
Wohnungen oder Büros, resp. Praxisräume» 
benützt werden. Die Stockwerkeinheit Nr. 1 
befindet sich zudem im Erdgeschoss, wo die 
Reklamen angebracht sind, während die Ein-
heiten Nr. 2 bis Nr. 5 in den oberen Stock-
werken gelegen sind, wo die Fassade keine 
Reklamen aufweist. Nach Ansicht des Bun-
desgerichts geben diese unterschiedlichen 
Zwecksetzung wie auch die unterschiedliche 
Lage der Stockwerkeinheiten einen sachlich 
genügenden Grund für eine unterschiedliche 
Regelung der Fassadennutzung ab. So 
schliesse die im Reglement vorgesehene ge-

werbliche Nutzung der Stockwerkeinheit Nr. 
1 die Werbemöglichkeit an der Aussenfassa-
de zwangsläufig mit ein. Zu einem Ladenge-
schäft oder Restaurantbetrieb gehöre gleich-
sam begriffsnotwendig ein Aushänge- oder 
Wirtshausschild. Die anderen Einheiten, wel-
che auch zum Wohnen genutzt werden 
könnten, seien demgegenüber nicht zwin-
gend auf Fassadenwerbung angewiesen. 
Dies sei nur der Fall, wenn sie reglements-
konform als Büros oder Praxisräume genutzt 
würden. Das Bundesgericht war daher der 
Ansicht, es liessen sich genügend vor dem 
Gleichbehandlungsgebot haltbare Gründe 
anführen, welche für entschädigungslose 
Nutzung der Fassade auf Erdgeschosshöhe 
zu Reklamezwecken durch die Stockwerk-
einheit Nr. 1 sprechen würden. Von einer Un-
gleichbehandlung der Klägerin könne somit 
nicht die Rede sein. 

Weil der angefochtene Beschluss der Stock-
werkeigentümerversammlung somit weder 
das Rechtsmissbrauchsverbot noch das 
Gleichbehandlungsgebot verletzte, wies das 
Bundesgericht die Beschwerde der Stock-
werkeigentümerin ab. 

Fazit
Mit dem Urteil 5C.40/2005 hat das Bundes-
gericht erstmals festgestellt, dass das 
Gleichbehandlungsgebot auch im Stock-
werkeigentumsrecht Geltung hat und die 
Stockwerkeigentümerversammlung dem-
nach alle Eigentümer grundsätzlich gleich 
behandeln muss. Keine verbotene Ungleich-
behandlung liegt allerdings dann vor, wenn 
die Stockwerkeigentümerversammlung Be-
schlüsse fasst, welche zwar eine unter-
schiedliche Behandlung der Stockwerkei-
gentümer zur Folge hat, sich aber sachlich 
rechtfertigen lässt. Verboten ist eine Un-
gleichbehandlung zudem erst dann, wenn 
sie ein gewisses – vom Bundesgericht nicht 
näher umschriebenes – Mindestmass er-
reicht. Ebenso wenig darf die Gemeinschaft 
rechtsmissbräuchlich handeln. Rechtsmiss-
bräuchlich ist ein Beschluss der Mehrheit 
dann, wenn die entgegen gesetzten Inte-
ressen der Minderheit ohne sachlichen 
Grund verletzt werden. Das Urteil des Bun-
desgerichts ist begrüssenswert, weil es ei-
nerseits das Rechtsmissbrauchsverbot und 
das Gleichbehandlungsgebot in konse-
quenter Fortführung seiner Rechtsprechung 
auf das Stockwerkeigentumsrecht über-
trägt und damit andererseits eine lange un-
geklärte Frage – zumindest in den Grund-
sätzen – geklärt worden ist.
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